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18. Änderung des Flächennutzungsplans der VVG TBB-Großrinderfeld-Königheim-Werbach 
Gemeinde Großrinderfeld 
Stand 26.02.2026 
 
Abwägung der Stellungnahmen aus der erneuten und eingeschränkten Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
sowie der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB im Zeitraum vom 08.12.2025 bis einschließlich 16.01.2026. 
 
 Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum    Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum 

1. Regierung von Unterfranken, 05.12.2025 
2. Regionaler Planungsverband Würzburg, 05.12.2025 
3. Handwerkskammer Heilbronn-Franken, 08.12.2025 
4. Gemeinde Kleinrinderfeld, 08.12.2025 
5. TenneT TSO GmbH, 08.12.2025 
6. Gemeinde Königheim, 09.12.2025 
7. Polizeipräsidium Heilbronn, 09.12.2025 
8. TransnetBW GmbH, 09.12.2025 
9. Ericsson Services GmbH, 10.12.2025 
10. Netze BW GmbH, 10.12.2025 
11. Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für Geologie, Rohstoffe und 

Bergbau, 15.12.2025 
12. Präsidium Technik, Logistik, Service der Polizei, 15.12.2025 
13. Vermögen und Bau Baden-Württemberg, 19.12.2025 
14. Vodafone West GmbH, 22.12.2025 
15. Stadtwerk Tauberfranken GmbH, 07.01.2026 
16. Industrie- und Handelskammer Heilbronn-Franken, 14.01.2026 
17. Landratsamt Main-Tauber-Kreis, 15.01.2026 
18. Regionalverband Heilbronn-Franken, 15.01.2026 
19. Regierungspräsidium Stuttgart, 15.01.2026 
20. Deutsche Telekom Technik GmbH, 15.01.2026 

21. Private Stellungnahme 1 – Schreiben Nr. 1, 20.12.2025 
22. Private Stellungnahme 1 – Schreiben Nr. 2, 05.01.2026 
23. Private Stellungnahme 1 – Schreiben Nr. 3, 16.01.2026 
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Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum Abwägung des gemeinsamen  
Ausschusses der vereinbarten  
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

1. Regierung von Unterfranken, 05.12.2025 

Zum Planverfahren nahm die Regierung von Unterfranken als höhere 
Landesplanungsbehörde zuletzt mit Schreiben vom 21.11.2024 Stel-
lung. Damals erhoben wir keine Einwände gegen den Entwurf. Die nun 
ausliegenden Unterlagen beinhalten u. a. die Aufnahme zusätzlicher 
Wohnbauflächen in den Gemeindeteilen Ilmspan und Gerchsheim. Be-
gründet wird dieses mit der nachrichtlichen Darstellung bereits rechts-
kräftiger Bebauungspläne in diesen Bereichen.  
Aus unserer Sicht sind dazu keine Hinweise veranlasst. Es bestehen 
weiterhin keine Einwände gegen diese Planung. 
 

Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  

Die Stellungnahme der Regierung von Unter-
franken vom 05.12.2025 wird zur Kenntnis ge-
nommen.   

2. Regionaler Planungsverband Würzburg, 05.12.2025 

Zum Planverfahren nahm der Regionale Planungsverband Würzburg 
zuletzt mit Schreiben vom 21.11.2024 Stellung, damals erhoben wir 
keine Einwände gegen den Entwurf. Die nun ausliegenden Unterlagen 
zeigen u. a. die Aufnahme zusätzlicher Wohnbauflächen in den Ge-
meindeteilen Ilmspan und Gerchsheim auf. Begründet wird dieses mit 
der nachrichtlichen Darstellung bereits rechtskräftiger Bebauungs-
pläne in diesen Bereichen.  
Aus regionalplanerischer Sicht sind dazu keine Hinweise veranlasst. 
Es bestehen weiterhin keine Einwände gegen diese Planung.  
 

Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  

Die Stellungnahme des Regionalen Planungs-
verbands Würzburg vom 05.12.2025 wird zur 
Kenntnis genommen.   

3. Handwerkskammer Heilbronn-Franken, 08.12.2025 

Von Seiten der Handwerkskammer werden keine Bedenken erhoben.  Zur Kenntnis genommen.  Die Stellungnahme der Handwerkskammer 
Heilbronn-Franken vom 08.12.2025 wird zur 
Kenntnis genommen.   
 

4. Gemeinde Kleinrinderfeld, 08.12.2025 

Nachdem die Belange der Gemeinde Kleinrinderfeld nicht tangiert wer-
den, bestehen aus Sicht der Gemeinde keine Einwände.  
    

Zur Kenntnis genommen.  Die Stellungnahme der Gemeinde Kleinrinder-
feld vom 08.12.2025 wird zur Kenntnis genom-
men.   
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Beschlussvorschlag 

5. TenneT TSO GmbH, 08.12.2025 

Die Überprüfung der uns zugesandten Unterlagen ergab, dass im an-
gefragten Bereich keine Anlagen der TenneT TSO GmbH vorhanden 
sind. Belange unseres Unternehmens werden ebenfalls durch die An-
frage nicht berührt. Gegen das Vorhaben bestehen von unserer Seite 
keine Bedenken. 
 

Zur Kenntnis genommen.  Die Stellungnahme der TenneT TSO GmbH 
vom 08.12.2025 wird zur Kenntnis genommen.  

6. Gemeinde Königheim, 09.12.2025 

Seitens der Gemeinde Königheim bestehen zu dem vorgelegten Ent-
wurf der 18. Änderung des Flächennutzungsplanes keine Einwände. 
Öffentliche Belange der Gemeinde Königheim werden durch die Pla-
nung nicht berührt. 
 

Zur Kenntnis genommen.  Die Stellungnahme der Gemeinde Königheim 
vom 09.12.2025 wird zur Kenntnis genommen.  

7. Polizeipräsidium Heilbronn, 09.12.2025 

Gegen die 18. Änderung des Flächennutzungsplans, der Vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-König-
heim-Werbach, bestehen aus verkehrlicher Sicht keine Bedenken.  
 

Zur Kenntnis genommen.  Die Stellungnahme des Polizeipräsidiums 
Heilbronn vom 09.12.2025 wird zur Kenntnis 
genommen.   

8. TransnetBW GmbH, 09.12.2025 

Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit unserer Leitungs-
dokumentation abgeglichen. Im geplanten Geltungsbereich der 18. Än-
derung des Flächennutzungsplans der VVG Tauberbischofsheim-
Großrinderfeld-Königheim-Werbach betreibt und plant die TransnetBW 
GmbH keine Höchstspannungsfreileitung. Daher haben wir keine Be-
denken und Anmerkungen vorzubringen. Eine weitere Beteiligung am 
Verfahren ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 

Zur Kenntnis genommen.  Die Stellungnahme der TransnetBW GmbH 
vom 09.12.2025 wird zur Kenntnis genommen.  
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9. Ericsson Services GmbH, 10.12.2025 

Die Firma Ericsson wurde von der Deutschen Telekom Technik GmbH 
beauftragt, in ihrem Namen, Anfragen zum Thema Trassenschutz zu 
bearbeiten.  
Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die Firma Erics-
son bezüglich ihres Richtfunks keine Einwände oder spezielle Pla-
nungsvorgaben. Diese Stellungnahme gilt für Richtfunkverbindungen 
des Ericsson – Netzes und für Richtfunkverbindungen des Netzes der 
Deutschen Telekom.   
 

Zur Kenntnis genommen.  
 
 
Zur Kenntnis genommen.  

Die Stellungnahme der Ericsson Services 
GmbH vom 10.12.2025 wird zur Kenntnis ge-
nommen.   

10. Netze BW GmbH, 10.12.2025 

Für unsere Stellungnahme (Sparte 110-kV-Netz und Sparten Strom 
(Mittel- und Niederspannung)) vom 24.04.2024 mit der Vorgangs-Nr.: 
2024.0556 besteht weiterhin Gültigkeit und ist daher auch für das o.g.  
Bauleitplanungsverfahren heranzuziehen.  
Daher haben wir zum o.g. Verfahren keine weiteren Anregungen oder 
Bedenken vorzubringen. Abschließend bitten wir, uns weiter am Ver-
fahren zu beteiligen. 
 
Stellungnahme vom 24.04.2024: 
„Im Geltungsbereich des Flächennutzungsplans bestehen Versor-
gungsanlagen der Netze BW GmbH. 
 Stellungnahme der Netzentwicklung Projekte - Planungsverfahren 

Sparte 110-kV-Netz (NETZ TEPV) 
Seitens des Genehmigungsmanagements Netzentwicklung Pro-
jekte bestehen keine Bedenken gegen die Änderung des Flächen-
nutzungsplans. Für die überörtliche Stromversorgung bestehen im 
Geltungsbereich der FNP-Änderung keine Trassen für 110-kV-Lei-
tungen der Netze BW. 

 Stellungnahme der Netzentwicklung Nord Netzplanung Sparten 
Strom (Mittel- und Niederspannung) und Gas (Gasmittel- und Nie-
derdruck) (NETZ TENN) 
Zum o.g. FNP haben wir grundsätzlich keine Bedenken vorzubrin-
gen. Sollten Sie zu Planungszwecken und Aktualisierung Ihrer 

Zur Kenntnis genommen.  
Siehe nachfolgend.  
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 

Die Stellungnahme der Netze BW GmbH vom 
10.12.2025 wird zur Kenntnis genommen.   
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Planunterlagen eine Übersicht unserer Netze benötigen, so erhal-
ten Sie diese bei unserer Leitungsauskunft online über 
http://www.netzebw.de/leitungsauskunft oder über das E-Mailpost-
fach Leitungsauskunft-Nord@netze-bw.de in verschiedenen Da-
teiformaten. 
Der weitere Ausbau der Leitungsnetze richtet sich nach den zu-
künftigen energietechnischen Anforderungen. Bei der Bauflächen-
entwicklung wird je nach Bedarf das vorhandene Netz erweitert. 
Bitte beteiligen Sie uns dazu auf Ebene der Bebauungsplanung er-
neut. 
 

Wir bitten darum, unsere Stellungnahme im weiteren Verfahren zu be-
rücksichtigen und uns über das Abwägungsergebnis zu informieren, 
nach Abschluss des Verfahrens das Inkrafttreten des Flächennut-
zungsplans mitzuteilen und uns eine endgültige Fassung des Flächen-
nutzungsplans in digitaler Form an unsere E-Mail-Sammelpostfachad-
resse bauleitplanung@netze-bw.de zuzusenden. Hierzu geben Sie 
bitte jeweils die o.g. Vorgangs-Nr. an. 
Abschließend bitten wir, uns am weiteren Verfahren und an nachgela-
gerten Bebauungsplanverfahren zu beteiligen.“ 
 

 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. Die Netze BW 
GmbH wurde im Rahmen des Bebauungs-
planverfahrens beteiligt.  
 
 
 
Die Netze BW GmbH wurde weiterhin beteiligt 
und wie gewünscht unterrichtet.  
 
 
 
 
 
Die Netze BW GmbH wurde im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens beteiligt. 

11. Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau, 15.12.2025 

Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) im Re-
gierungspräsidium Freiburg nimmt auf Grundlage der ihm vorliegenden 
Informationen und seiner regionalen Kenntnisse zu den Aufgabenbe-
reichen, die durch das Vorhaben berührt werden, wie folgt Stellung: 
 
1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen  
1.1 Geologie  
Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologi-
schen Karte von Baden-Württemberg 1 : 50 000 (GeoLa) im LGRB-
Kartenviewer entnommen werden. Nähere Informationen zu den li-
thostratigraphischen Einheiten bieten die geowissenschaftlichen Infor-
mationsportale LGRBwissen und LithoLex.  
 

Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
Das Thema `Geologie und Bodenkunde´ 
wurde auf Ebene des Bebauungsplans behan-
delt.  
 
 

Die Stellungnahme des Landesamts für Geo-
logie, Rohstoffe und Bergbau vom 15.12.2025 
wird zur Kenntnis genommen.   
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1.2 Geochemie  
Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten 
von Baden-Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer abrufbar. Nähere 
Informationen zu den geogenen Grundgehalten sind im geowissen-
schaftlichen Informationsportal LGRBwissen beschrieben.  
 
1.3 Bodenkunde  
Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der natürlichen 
Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 BBodSchG können in Form der Bo-
denkundlichen Karte 1 : 50 000 (GeoLa BK50) eingesehen werden. Für 
landwirtschaftliche Flächen sollte vorrangig die frei zugängliche Boden-
funktionsbewertung auf Grundlage der digitalen Bodenschätzungsda-
ten verwendet werden, da diese im Vergleich zur BK50 lokale Boden-
eigenschaften abbilden. Liegt für das Vorhabensgebiet keine solche 
Bewertung vor, ist die Bodenfunktionsbewertung auf Basis von ALK 
und ALB heranzuziehen.  
Gemäß § 13 BNatSchG, § 1a Abs. 2 BauGB sowie § 2 LBodSchAG ist 
bei der Planung auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit 
dem Boden zu achten. Dies beinhaltet u. a. die bevorzugte Inanspruch-
nahme von Böden mit einer geringeren Funktionserfüllung. Ergänzend 
dazu sollten organische Böden (u. a. als klimarelevante Kohlenstoff-
speicher) sowie andere Böden mit besonderer Funktion als Archiv der 
Natur- und Kulturgeschichte (vgl. auch LGRBwissen, Bodenbewertung 
– Archivfunktion) bei Planvorhaben aufgrund ihrer Schutzwürdigkeit 
möglichst nicht in Anspruch genommen werden.  
 
2. Angewandte Geologie  
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger 
öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutach-
ten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein 
hydrogeologisches bzw. geotechnisches Übersichtsgutachten, Detail-
gutachten oder ein hydrogeologischer bzw. geotechnischer Bericht 
vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbe-
reich des gutachtenden Ingenieurbüros.  
 
 
 

 
Zur Kenntnis genommen.  
Das Thema `Geologie und Bodenkunde´ 
wurde auf Ebene des Bebauungsplans behan-
delt.  
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
Das Thema `Geologie und Bodenkunde´ 
wurde auf Ebene des Bebauungsplans behan-
delt.  
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. Auf Bebauungspla-
nebene wird auf den schonenden Umgang mit 
dem Boden hingewiesen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
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2.1 Ingenieurgeologie  
Ingenieurgeologische Belange werden im Rahmen der Anhörung zu 
konkreten Planungen (z. B. Bebauungspläne) beurteilt, wenn Art und 
Umfang der Eingriffe in den Untergrund näher bekannt sind. Potenziell 
vorhandene oder nachgewiesene Geogefahren (insbesondere Mas-
senbewegungen und Verkarstungsstrukturen) können vorab in der In-
genieurgeologischen Gefahrenhinweiskarte von Baden-Württemberg 
abgerufen werden.  
 
2.2 Hydrogeologie  
Auf die Lage der Planflächen in Schutzzone III des festgesetzten Was-
serschutzgebietes „Grünbachgruppe“ (LUBW Nr.: 128-141) wird (in 
den Antragsunterlagen) hingewiesen.  
Bei dem hier genutzten Grundwasserleiter handelt es sich um einen 
Karst-/Kluftgrundwasserleiter. Bei der Abwesenheit von Deckschichten 
kann infiltrierendes Wasser in kurzer Zeit die ungesättigte Zone zum 
Grundwasser passieren. In Abhängigkeit von der Klüftung und der Ver-
karstung des Gesteins können hohe Grundwasserfließgeschwindigkei-
ten auftreten. Für solche Grundwasserleiter werden/wurden für die Ab-
grenzung von Wasserschutzgebieten bzw. der jeweiligen Wasser-
schutzgebietszonen Ersatzkriterien definiert, die zu einer praktikablen 
Dimensionierung, aber auch zu einem verminderten Schutz des ge-
nutzten Grundwassers führen. Daraus folgt, dass bei Wasserschutzge-
bieten für Karst- und Kluftgrundwasserleiter auch in Bereichen der 
Schutzzone III die Fließzeit des Grundwassers deutlich weniger als 50 
Tage zu den Fassungen betragen kann.  
Die hydrogeologischen Untergrundverhältnisse können u. a. dem Hyd-
rogeologischen Kartenwerk des LGRB (1 : 50 000) (LGRB-Kartenvie-
wer) und LGRBwissen entnommen werden.  
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer The-
men durch das LGRB statt.  
 
2.3 Geothermie  
Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Untergrund-
verhältnissen sind im Informationssystem „Oberflächennahe Geother-
mie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. ISONG liefert erste 
Informationen (Möglichkeiten und Einschränkungen) zur 

 
Zur Kenntnis genommen.  
Das Thema `Geologie und Bodenkunde´ 
wurde auf Ebene des Bebauungsplans behan-
delt.  
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
Der Hinweis wurde auf Bebauungsplanebene 
behandelt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
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geothermischen Nutzung des Untergrundes mit Erdwärmesonden und 
Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie vor Verwendung des Informa-
tionssystems die Erläuterungen zur Kenntnis.  
 
2.4 Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe)  
Von rohstoffgeologischer Seite sind zur Planung keine Bedenken, Hin-
weise oder Anregungen vorzutragen. 
 
3. Landesbergdirektion  
3.1 Bergbau  
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet.  
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vor-
liegenden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder 
künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, unterir-
dische Keller) betroffen.  
 
Allgemeine Hinweise  
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach 
Geologiedatengesetz (GeolDG)  
Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten 
besteht nach den Bestimmungen des Geologiedatengesetzes (Geo-
lDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB. Weitere Infor-
mationen hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung.  
 
Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet   
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbe-
zogene Informationen können fachübergreifend und maßstabsabhän-
gig der LGRBhomepage entnommen werden. Bitte nutzen Sie hierzu 
auch den LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen. Insbesondere ver-
weisen wir auf unser Geotop-Kataster. Beachten Sie bitte auch unser 
aktuelles Merkblatt für Planungsträger.    
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
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12. Präsidium Technik, Logistik, Service der Polizei, 15.12.2025 

Die Autorisierte Stelle Digitalfunk BOS Baden-Württemberg (ASDBW) 
ist unter anderem mit der Prüfung des Richtfunknetzes der Behörden 
und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) in Bezug auf mög-
liche Störungen desselben durch Bebauung beauftragt.  
Die Überprüfung der von Ihnen übersandten Daten hat zum Ergebnis 
geführt, dass die Interessen des BOS-Richtfunknetz bei dem im Betreff 
genannten Vorhaben nicht betroffen sind.  
 

Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  

Die Stellungnahme des Präsidiums Technik, 
Logistik, Service der Polizei vom 15.12.2025 
wird zur Kenntnis genommen.   

13. Vermögen und Bau Baden-Württemberg, 19.12.2025 

Nach Prüfung aller Unterlagen können wir Ihnen hiermit mitteilen, dass 
das Land Baden-Württemberg (Liegenschaftsverwaltung), vertreten 
durch den Landesbetrieb Vermögen und Bau Baden-Württemberg Amt  
Heilbronn, keine Einwendungen gegen das o. g. Verfahren erhebt.  
Landeseigene Grundstücke der Liegenschaftsverwaltung, sowie Inte-
ressen und Planungen sind nicht betroffen.  
Eine weitere Beteiligung am Verfahren halten wir für nicht erforderlich. 
 

Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
Zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme de Vermögen und Bau Ba-
den-Württemberg vom 19.12.2025 wird zur 
Kenntnis genommen.   

14. Vodafone West GmbH, 22.12.2025 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von 
Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im 
Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres 
Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen 
ist in dem angefragten Planbereich derzeit nicht geplant.  
 
Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden Tief-
bauunternehmen anzufordern. Unsere kostenlosen Planauskünfte sind 
erreichbar via Internet über die Seite: https://www.vodafone.de/immo-
bilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/index.html  
Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und Planauskünfte ein-
holen.   
Bitte beachten Sie:  
Es müssen aktuell immer zwei Planauskünfte für Bestandsnetz der 

Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  

Die Stellungnahme der Vodafone West GmbH 
vom 22.12.2025 wird zur Kenntnis genommen.  
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Vodafone Deutschland GmbH und Vodafone GmbH / Vodafone West 
GmbH angefordert werden.   
 

15. Stadtwerk Tauberfranken GmbH, 07.01.2026 

Von Seiten des Stadtwerks Tauberfranken sind bei der 18. Änderung 
des Flächennutzungsplanes keine zu vertretenden Belange betroffen. 

Zur Kenntnis genommen.  Die Stellungnahme der Stadtwerk Tauberfran-
ken GmbH vom 07.01.2026 wird zur Kenntnis 
genommen.   
 

16. Industrie- und Handelskammer Heilbronn-Franken, 14.01.2026 

Unter Bezugnahme auf Ihre o. g. Nachricht und nach sorgfältiger Prü-
fung der Unterlagen wird mitgeteilt, dass seitens der IHK keine Anre-
gungen oder Bedenken an dem geplanten Vorhaben bestehen. 
 

Zur Kenntnis genommen.  Die Stellungnahme der Industrie- und Han-
delskammer Heilbronn-Franken vom 
14.01.2026 wird zur Kenntnis genommen.   

17. Landratsamt Main-Tauber-Kreis, 15.01.2026 

Umweltschutz 
Auf die im Rahmen der bisherigen Beteiligung vorgebrachten Belange 
wird verwiesen. Diese werden gemäß der vorgelegten Abwägungsta-
belle zur Kenntnis genommen und in der weiteren Planung beachtet. 
Vom Umweltschutzamt bestehen keine grundsätzlichen Bedenken ge-
gen das Vorhaben. 
Die Stellungnahmen zu den jeweiligen Bebauungsplänen sind zu be-
achten. 
 

 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Die Stellungnahmen wurden auf Ebene der 
Bebauungspläne berücksichtigt.  

Die Stellungnahme des Landratsamtes Main-
Tauber-Kreis vom 12.01.2026 wird zur Kennt-
nis genommen.   

18. Regionalverband Heilbronn-Franken, 15.01.2026  

Wir kommen mit Blick auf den geltenden Regionalplan Heilbronn-Fran-
ken 2020 und mit Verweis auf die Genese des Vorgangs:  
- Stellungnahme vom 16.05.2024  
- Stellungnahme vom 10.12.2024  
- Ergänzende Hinweise mit Schreiben vom 27.01.2025  
- Raumordnerischer Vertrag vom 13.11.2025  

Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme des Regionalverbands 
Heilbronn-Franken vom 15.01.2026 wird zur 
Kenntnis genommen.   
Die Bedarfsberechnung wird gemäß dem Vor-
schlag des Regionalverbands Heilbronn-Fran-
ken angepasst.  
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zu folgender Einschätzung:  
 
Wir begrüßen die Streichung der Wohnbaufläche „Beunth“, sowie die 
vorgenommene Reduzierung der Wohnbaufläche „Beund“ in Großrin-
derfeld. Die Planung entspricht damit der im Raumordnerischen Ver-
trag festgehaltenen Flächenkulisse.  
 
In unserem informellen Schreiben vom 10.07.2025 wiesen wir darauf 
hin, dass die Bedarfsrechnung nach wie vor Mängel enthält und uns 
eine Quantifizierung des zusätzlichen Wohnbauflächenbedarfs, der 
durch den vermehrten Zuzug aus Würzburg, insbesondere im Teilort 
Gerchsheim, entsteht, fehlt. Die angesprochenen Mängel in der Be-
darfsrechnung wurden in den nun vorliegenden Unterlagen teilweise 
behoben. Formell entspricht sie nun den Anforderungen.  
Allerdings werden im Bereich „Neuausweisungen“ nach wie vor 3,91 
ha angerechnet. Dies begründet sich in der Herausrechnung der Grün-
fläche im nördlichen Bereich. Auch wenn dieser Bereich der Wohnbe-
bauung nicht zugänglich ist, ist diese Teilfläche dennoch als Teil der 
Wohnbaufläche zu sehen und kann nicht aus der Bedarfsrechnung 
herausgenommen werden. Der Teil „Neuausweisungen“ würde sich 
damit auf 4,48 ha vergrößern. Die Flächenpotentiale betragen daher 
10,98 ha und es ergibt sich ein absoluter zusätzlicher Flächenbedarf 
von - 1,58 ha, anstatt der angegebenen -1,01 ha.  
 
 
 
 
 
Der Siedlungsdruck durch die Nähe zu Würzburg wird in den Unterla-
gen ausführlich argumentativ dargelegt. Das auf Seite 13 abgebildete 
Wanderungssaldo zwischen Großrinderfeld und Würzburg belegt zu-
dem klar den steigenden Zuzug aus Würzburg, insbesondere in den 
Teilort Gerchsheim. Die Quantifizierung des zusätzlichen Wohnbauflä-
chenbedarfs im Rahmen der Bedarfsrechnung fehlt allerdings weiter-
hin. Um einen zügigen Abschluss des Verfahrens zu ermöglichen ha-
ben wir anhand des Wanderungssaldos der vergangenen vier Jahre 

 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
Die Zahlen werden in der Bedarfsberechnung 
angepasst. Die ausgewiesenen Grünflächen 
werden bei den Neuausweisungen berück-
sichtigt. Für die Neuausweisungen ergibt sich 
jedoch abweichend von der nebenstehenden 
Ausführung eine Fläche von 4,30 ha. Das Ge-
biet `Zwei Hecken´ besitzt eine Größe von 
1,26 ha, das Gebiet `Hohenberg´ besitzt eine 
Größe von 3,17 ha. Von den 3,17 ha waren im 
rechtskräftigen Flächennutzungsplan jedoch 
bereits 0,13 ha als Wohnbaufläche ausgewie-
sen.     
 
Zur Kenntnis genommen.  
Die Quantifizierung des zusätzlichen Wohn-
bauflächenbedarfs aufgrund der Nähe zu 
Würzburg wird in der Bedarfsberechnung wie 
nebenstehend ergänzt. Zudem wird die Be-
rechnung des absoluten Flächenbedarfs da-
ran angepasst.    
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zwei Szenarien zur zukünftigen Entwicklung des Wanderungssaldos 
und zum daraus entstehenden zusätzlichen Wohnbauflächenbedarf im 
Sinne eines Korridors berechnet, die wir unserer Beurteilung des Sach-
verhalts zugrunde legen. In einem optimistischen Szenario bleibt die 
äußerst starke Nachfrage aus dem Jahr 2024 langfristig bestehen. In 
diesem Fall ist bis 2043 mit 342 Nettozuzügen aus Würzburg zu rech-
nen. In einem konservativen Szenario schwächt sich die Nachfrage et-
was ab, bleibt aber stabil auf dem Mittelwert der letzten vier Jahre. In 
diesem Fall ist bis 2043 von 209 Nettozuzügen aus Würzburg auszu-
gehen. Bezieht man diese Werte anstelle der prognostizierten Einwoh-
nerentwicklung in die Bedarfsrechnung mit ein ergibt sich im optimisti-
schen Szenario ein relativer zusätzlicher Flächenbedarf von 14,65 ha 
und im konservativen Szenario von 11,33 ha. Da sich beide Szenarien 
aus unserer Sicht in einem realistischen Rahmen befinden verwenden 
wir für die Flächenbedarfsrechnung den Mittelwert beider Szenarien, 
was einem zusätzlichen relativen Bedarf von 12,99 ha für Großrinder-
feld bis ins Jahr 2043 entspricht.   
Eine dahingehend überarbeitete Bedarfsrechnung weist einen absolu-
ten zusätzlichen Wohnbauflächenbedarf von 2,01 ha auf. Daher kann 
in diesem Fall die Neuausweisung der Wohnbauflächen „Beund“ (0,47 
ha) und „Zündmantel“ (1,40 ha, da auch in diesem Fall die Grünfläche 
einbezogen werden muss) in einem Gesamtumfang von 1,87 ha be-
gründet werden. Wir erheben daher keine Bedenken mehr und tragen 
die Planung mit. Wir bitten jedoch um eine Ergänzung der betreffenden 
Berechnung im dargestellten Sinne in den Unterlagen des Satzungs-
beschlusses.   
 
Großflächige Einzelhandelsbetriebe sind nach dem Integrationsgebot 
(Plansatz 3.3.7.2 LEP; Plansatz 2.4.3.2.6 Teilfortschreibung Einzel-
handel) nur an Standorten zulässig, die städtebaulich integriert sind. 
Hiervon geht der Regionalverband Heilbronn-Franken nach Plansatz 
2.4.3.2.1 (3) Teilfortschreibung Einzelhandel dann aus, wenn ein Ein-
zelhandelsstandort in mindestens zwei Himmelsrichtungen von einem 
Baugebiet mit wesentlichen Wohnanteil umgeben ist. Ein solcher Zu-
stand wird durch die vorliegende Planung absehbar, weshalb wir das 
Integrationsgebot als eingehalten beurteilen. Weitere Ziele der 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
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Einzelhandelssteuerung (Kapitel 2.4.3.2 Teilfortschreibung Einzelhan-
del) sind ebenfalls eingehalten, was ein gutachterlich auf der Grund-
lage plausibler Annahmen dargestellt wurde.  
 
Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens sowie 
gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB um Mitteilung des Abwägungsergeb-
nisses zu den von uns vorgebrachten Anregungen.   
Darüber hinaus bitten wir nach Abschluss des Verfahrens um Mittei-
lung der Rechtsverbindlichkeit der Planung unter Benennung der Plan-
bezeichnung und des Datums.   
 

 
 
 
 
Der Regionalverband Heilbronn-Franken wird 
weiterhin beteiligt und erhält sowohl die Mittei-
lung über das Abwägungsergebnis sowie die 
Mitteilung über die Rechtsverbindlichkeit.  

19. Regierungspräsidium Stuttgart, 15.01.2026 

Das Regierungspräsidium Stuttgart nimmt als höhere Raumordnungs-
behörde sowie aus Sicht der Abteilung 4 – Mobilität, Verkehr, Straßen 
– zu der oben genannten Planung folgendermaßen Stellung:  
 
Raumordnung  
Gegenstand der erforderlichen 18. Änderung des Flächennutzungs-
plans der VVG Tauberbischofsheim – Großrinderfeld – Königheim – 
Werbach sind insbesondere die bestehenden Wohnbauflächen „Wolfs-
garten rechts“ in einem Umfang von 2,28 ha sowie „Brücklesweg“ in 
einem Umfang von 2,84 ha. Die Flächen werden in landwirtschaftliche 
Flächen umgewandelt, um den Anforderungen an den Bedarf der 
Wohnbauflächenausweisung Rechnung zu tragen. Darüber hinaus soll 
die Ausweisung der Wohnbauflächen „Beund“ mit 0,47 ha und „Zünd-
mantel“ mit 1,40 ha erfolgen. Die Fläche „Beund“ wurde im laufenden 
Verfahren von 2,56 ha auf 0,47 ha verkleinert, um unter anderem den 
Anforderungen an den Wohnbauflächenbedarf gerecht zu werden.   
Gleichzeitig erfolgt eine Berichtigung des Flächennutzungsplans hin 
zur Wohnbaufläche anlässlich der mittlerweile im Verfahren nach § 13b 
BauGB rechtskräftigen Bebauungspläne „Zwei Hecken“ sowie „Hohen-
berg“.   
 
 
 

Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme des Regierungspräsidiums 
Stuttgart vom 15.01.2026 wird zur Kenntnis 
genommen.   
Die Bedarfsberechnung wird angepasst. 
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III.  
Wie in unserer ergänzenden Stellungnahme zur 18. Änderung des Flä-
chennutzungsplans der VVG Tauberbischofsheim vom 27.01.2025 
mitgeteilt, kann derzeit aufgrund der Ausweisung der Wohnbauflächen 
in den Verfahren nach § 13 b BauGB mangels eines dringenden Wohn-
raumbedarfs nicht mehr von einem vereinfachten Flächentausch aus-
gegangen werden. Insofern finden die Hinweise zur Plausibilitätsprü-
fung der Bauflächenbedarfsnachweise vom 15.02.2017 vollumfänglich 
Anwendung. Entsprechend wurde die Begründung zur Flächennut-
zungsplanung um die Bedarfsberechnung zum relativen Bedarf über-
arbeitet und die Berechnung zum absoluten Bedarf unter Berücksichti-
gung der vorhandenen Wohnbauflächenpotenziale ergänzt und aus-
führlicher gefasst. Im Rahmen der Bedarfsbegründung wird auch die 
besondere geographische Lage und Nähe zur Stadt Würzburg deutlich 
und lässt grundsätzlich einen Mehrbedarf erkennen.   
 
Nach der zugrunde gelegten überarbeiteten und angepassten Bedarfs-
berechnung ergibt sich ein Wohnbauflächenbedarf (relativ) von 9,40 ha 
im Planungszeitraum 2023 – 2043. Dies ist soweit plausibel und kann 
rechnerisch nachvollzogen werden. Richtigerweise müssen die Poten-
ziale von 3,4 ha (nicht beplante Flächen im FNP), zu berücksichtigende 
Potentiale im privaten Eigentum (Innenentwicklung) in einem Umfang 
von 3,1 ha sowie die jüngst durch Verfahren nach § 13b BauGB ge-
schaffenen Wohnbauflächen (3,91 ha) vom relativen Bedarf abgezo-
gen werden. Daraus ergibt sich ein rechnerischer Bedarf -1,01 ha (ab-
solut). Hierzu verweisen wir auch nochmals auf Ziff. 2.1, dort 4.) der 
Plausibilitätshinweise.  
 
Dem negativen Bedarf gegenüber stehen sodann die geplanten Neu-
ausweisungen für das Gebiet „Beund“ in einem Umfang von 0,47 ha 
sowie die Wohnbaufläche „Zündmantel“ in einem Umfang von nun 1,09 
ha (insgesamt 1,56 ha). Dabei begrüßen wir, dass die bisher geplante  
Wohnbaufläche „Beunth“ (0,64 ha) gänzlich aus der Planung heraus-
genommen und die Fläche „Beund“ von 2,56 ha auf 0,47 ha verkleinert 
wird.  In den Unterlagen sind die Strategien der Gemeinde zum Flä-
chenmanagement im Hinblick auf die Entwicklung vorhandener und 

 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
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aktivierbarer Bauflächenpotenziale ausführlich dargestellt.  
Darüber hinaus enthalten die Unterlagen eine Auseinandersetzung mit 
den örtlichen und regionalen Besonderheiten der Gemeinde. Darin 
wird die besondere Lage der Gemeinde Großrinderfeld mit ihrer Nähe 
zur Stadt Würzburg sowie die damit zusammenhängende erhöhte 
Nachfrage nach Bauplätzen dargelegt. Insgesamt wird der besondere 
Bedarf nachvollziehbar und plausibel vorgetragen, sodass dieser in die 
Bewertung mit einbezogen werden kann. Wir empfehlen dennoch, die 
Begründung zu diesem Punkt noch mit Zahlen zu untermauern.   
Dabei ist auch die erforderliche Rücknahme der geplanten Bauflächen 
mit einem Gesamtumfang von 5,12 ha zu berücksichtigen. Die Rück-
nahme ist nicht nur aufgrund des fehlenden rechnerischen Bedarfs 
nach der Ausweisung weiterer Wohnbauflächen erforderlich, sondern 
wird insbesondere auch unter Berücksichtigung der Ansiedlung eines 
großflächigen Einzelhandelbetriebs und der damit zusammenhängen-
den Stärkung des Hauptortes begrüßt.      
 
Zur Absicherung und zur Einhaltung der durch den Regionalplan Heil-
bronn-Franken 2020 berührten Plansätze 2.4.0 und 2.4.3.1 Regional-
plan wurde zwischen der Gemeinde Großrinderfeld, der Regionalver-
band sowie die VVG Tauberbischofsheim den Abschluss eines raum-
ordnerischen Vertrag geschlossen. Der Vertrag enthält dabei Regelun-
gen über die bauleitplanerische Entwicklung der Gemeinde im Bereich 
der Wohnbau- und Gewerbeflächen und dabei insbesondere den dar-
gelegten erhöhten Bedarf der Gemeinde aufgrund der geographischen 
und infrastrukturellen Lage zu Würzburg. In Anbetracht der vorgelegten 
Planung wird der Abschluss des raumordnerischen Vertrages aus 
Sicht der höheren Raumordnungsbehörde begrüßt.    
 
Unter Berücksichtigung der aufgeführten Punkte kann aus raumordne-
rischer Sicht die Planung, mithin die Ausweisung der Wohnbauflächen 
in einem Umfang von 1,09 ha (BPL Zündmantel) und 0,47 ha (BPL 
Beund) – auch unter Anwendung der Plausibilitätshinweise – mitgetra-
gen werden.  
 
 

 
Zur Kenntnis genommen.  
Der Bedarfsnachweis wird, wie in Stellung-
nahme 18 (Regionalverband Heilbronn-Fran-
ken) angeregt, angepasst.  
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
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IV.  
Die mit der Ausweisung der Wohnbauflächen verbundene Ansiedlung 
eines großflächigen Lebensmittelmarktes begegnet insgesamt keinen 
Bedenken. Bereits im Bebauungsplanverfahren wurde eine Auswir-
kungsanalyse der Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung (GMA) 
vom 05.07.2023 zu den möglichen städtebaulichen und raumordneri-
schen Auswirkungen des geplanten großflächigen Einzelhandelsbe-
triebs mit einer Verkaufsfläche von max. 1.150 m² vorgelegt. Das Gut-
achten kommt zusammenfassend zu dem Ergebnis, dass sowohl das 
Konzentrations- und Kongruenzgebot als auch das Beeinträchtigungs-
verbot sowie das Integrationsgebot eingehalten werden können. Inso-
weit bestehen gegen die Ausweisung einer Sonderbaufläche großflä-
chiger Einzelhandel im Zusammenhang mit der Wohnbauflächenaus-
weisung keine Bedenken.   
 
Mobilität, Verkehr, Straßen  
Wir haben keine Einwendungen, sofern die Verlegung der Ortsdurch-
fahrt an der L 578 in Großrinderfeld - wie beantragt - abgeschlossen 
werden kann.  
Wir hatten bereits im November 2020 sowie im Dezember 2020 mit 
dem Bürgermeister Herrn Leibold von der Gemeinde Großrinderfeld im 
Vorfeld der geplanten Flächennutzungsplanänderung im Bereich 
Großrinderfeld bezüglich der Verlegung des Erschließungsbereichs 
(OD/E) Kontakt.   
Am 17.12.2025 wurde die Verlegung der Ortsdurchfahrtsgrenze durch 
die Gemeinde Großrinderfeld - Herr Fabian Richter, Leiter des Haupt-
amtes - per E-Mail bei uns beantragt und befindet sich derzeitig unter 
dem Az. RPS42-3911-311/1 in der Bearbeitung.  
 
Anmerkung  
Abteilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege – trägt gegen die Planung 
in ihrer vorliegenden Form keine Bedenken vor. 
 
Hinweis:  
Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beachtung des 
Erlasses zur Koordination in Bauleitplanverfahren vom 11.03.2021 mit 

 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 



 
Abwägung der Stellungnahmen zur 18. Änderung des Flächennutzungsplans der VVG TBB-Großrinderfeld-Königheim-Werbach, Gemeinde Großrinderfeld 
Erneute Auslegung vom 08.12.2025 – 16.01.2026 
 

Stand 26.02.2026 Seite 17 

Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange / Öffentlichkeit, Datum Abwägung des gemeinsamen  
Ausschusses der vereinbarten  
Verwaltungsgemeinschaft 

Beschlussvorschlag 

jeweils aktuellem Formblatt (abrufbar unter https://rp.baden-wuerttem-
berg.de/themen/bauen/bauleitplanung/).  
 
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 
LplG gebeten, dem Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Pla-
nes eine Fertigung der Planunterlagen in digitalisierter Form an das 
Postfach KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zu senden. Die 
Stadtkreise und großen Kreisstädte werden gebeten, auch den Be-
kanntmachungsnachweis digital vorzulegen.  
 
Wir bitten um Beteiligung am weiteren Verfahren.   

 
 
 
Das Regierungspräsidium erhält nach Inkraft-
treten des Flächennutzungsplans eine digitale 
Fassung.  
 
 
 
 
Das Regierungspräsidium wird weiterhin am 
Verfahren beteiligt. 
  

20. Deutsche Telekom Technik GmbH, 15.01.2026 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als 
Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - 
hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmäch-
tigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen so-
wie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Pla-
nung nehmen wir wie folgt Stellung:  
 
Mit Schreiben bzw. Mail vom 09. Dezember 2024/PTI 21-Betrieb, Uwe 
Herold haben wir zur o. a. Planung bereits Stellung genommen. Diese 
Stellungnahme gilt unverändert weiter. 
 
Stellungnahme vom 09.12.2024:  
„Mit Schreiben bzw. Mail vom 27. Mai 2024/PTI 21-Betrieb, Uwe Herold 
haben wir zur o. a. Planung bereits Stellung genommen. Diese Stel-
lungnahme gilt unverändert weiter.“ 
 
Stellungnahme vom 27.05.2024: 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom 
(siehe beigefügten Lageplan). Die Belange der Telekom - z. B. das Ei-
gentum der Telekom, die ungestörte Nutzung ihres Netzes sowie ihre 

Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
Siehe nachfolgend.  
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
Das Thema wird auf Ebene des Bebauungs-
plans behandelt.  

Die Stellungnahme der Deutschen Telekom 
Technik GmbH vom 15.01.2026 wird zur 
Kenntnis genommen.   
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Vermögensinteressen – sind betroffen. Der Bestand und der Betrieb 
der vorhandenen TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet bleiben. 
Wir werden zur gegebenen Zeit zu den aus dem Flächennutzungsplan 
zu entwickelnden Bebauungsplan detailliert Stellungnahmen abge-
ben.“ 
 

 

21. Private Stellungnahme 1 – Schreiben Nr. 1, 20.12.2025 

I. Behandlung meiner Stellungnahme vom 12.12.2025 zum Entwurf II 
des Bebauungsplans 
 
1. In der im Internet veröffentlichten „Abwägungstabelle (Stand 
22.12.2025)“ wird meine Stellungnahme vom 12.12.2025 unter der 
Überschrift „Private Stellungnahme, 15.12.2025“ geführt. In der Spalte 
„Abwägung/Beschluss des GR“ heißt es, die Stellungnahme sei ver-
spätet eingegangen und daher nicht zu berücksichtigen. Lediglich im 
Sinne einer bürgernahen Abwägung sei die Stellungnahme von der 
Gemeinde dennoch inhaltlich geprüft und abgehandelt worden. Es soll 
der Eindruck erweckt werden, die (scheinbar optionale) Prüfung sei 
aus Gründen einer besonderen Bürgerfreundlichkeit erfolgt. Ich weise 
dieses unrichtige Vorbringen ausdrücklich zurück, da der Vorwurf des  
Fristversäumnisses falsch ist. Auslegungszeitraum für den Entwurf II 
des Bebauungsplans war die Zeit vom 10.11.2025 (Montag) bis 
14.12.2025 (Sonntag). Die Stellungnahme ging am 15.12.2025 (Mon-
tag) per E-Mail bei der Gemeinde ein und war somit Frist wahrend.  
Bei der vorgenommenen Prüfung handelt es sich deshalb keineswegs  
um eine fakultative Erledigung, sondern es besteht ein Rechtsan-
spruch auf Prüfung und Abwägung. Ich fordere die Gemeinde hiermit 
auf, meine Stellungnahme vor der Beschlussfassung durch den Ge-
meinderat vollumfanglich zu prüfen und danach eine Abwägung vorzu-
nehmen.  
 
Sachverhalt: 
Meine Stellungnahme datiert zum 12.12.2025 (Freitag) und wurde im 
Anhang einer E-Mail am 15.12.2025 (Montag), um 19:25 Uhr, versandt, 
und zwar an Rathaus@grossrinderfeld.de, CC: 

Die Stellungnahme bezieht sich überwiegend 
auf das bereits abgeschlossene Bebauungs-
planverfahren „Beund/Zündmantel“. Die Stel-
lungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
Themen, die für den Flächennutzungsplan re-
levant sind, werden nachfolgend abgehandelt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abwägung siehe oben.  
 
  

Die Stellungnahme der Privatperson vom 
20.12.2025 wird zur Kenntnis genommen.   
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fabian.richter@grossrinderfeld.de. sowie BCC an zwei weitere Adres-
saten. Bei letzteren ist die E-Mail mit der Stellungnahme im Anhang am 
15.12.2025, um 19:25:02 Uhr auch eingegangen. Sollte also die glei-
che E-Mail bei beiden gemeindlichen Adressaten erst nach dem 15. 
12. 2025, 24:00 Uhr eingegangen sein, bitte ich um einen gerichtsfes-
ten Nachweis. 
Wie ich der Gemeinde im Textfeld der gleichen E-Mail vom 15.12.2025, 
19:25 Uhr, mitteilte, war aus technischen Gründen eine Unterschrift un-
ter der elektronisch übermittelten Stellungnahme nicht möglich. Daher 
bestätigte ich die eigenhändige Abfassung und den Versand in einem 
handschriftlichen Schreiben vom 15.12.2025. Dieses wurde in den 
Briefkasten des Rathauses am 15.12.2025, nach Versendung der oben 
angegebenen E-Mail, eingeworfen.  
Hierfür gibt es Zeugen. 
(Ohne rechtlich dazu verpflichtet zu sein, kündigte ich bereits in der 
oben angegebenen E-Mail vom 15.12.2025 nicht nur den nachfolgen-
den Einwurf eines Bestätigungsschreibens an, sondern begründete 
das Prozedere auch mit einem tagelangen Internet-Ausfall aufgrund 
eines Anbieterwechsels und technischen Folgeproblemen in der Form 
eines Drucker- bzw. Scanner-Ausfalls.)  
Der Eingang der E-Mail vom 15. 12. 2025 wurde durch Herrn Fabian 
Richter mit E-Mail vom 17.12.2025 auch bestätigt. Das bedeutet, die 
E-Mail ist bei der Gemeinde eingegangen. Dass der Eingang erst nach 
Montag, dem 15.12.2025, erfolgte, wurde nicht dargelegt.  
 
2. Der Eingang der Stellungnahme war demzufolge Frist wahrend. Ich 
verlange deshalb von der Gemeinde eine unverzügliche Richtigstel-
lung gegenüber allen am Verfahren Beteiligten hinsichtlich ihres fal-
schen, rechtlich nicht begründeten Vorwurfs des verspäteten Zugangs 
meiner Stellungnahme. Dabei ist festzuhalten, dass die von der Ge-
meinde Großrinderfeld gesetzte Frist am Sonntag, den 14. 12. 2025 
endete. Gemäß § 31 Abs. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) i. 
V. m. § 193 BGB verlängert sich eine Frist, deren Ende auf einen Sonn-
tag oder gesetzlichen Feiertag fallt, automatisch auf den nächstfolgen-
den Werktag. Damit endete die zum Sonntag, den 14.12.2025, ge-
setzte Frist rechtlich erst am Montag, den 15.12.2025, um 24:00 Uhr, 
und der Zugang der Stellungnahme vom 12.12.2025 war Frist 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abwägung siehe oben.  
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wahrend. Die elektronische Erklärung (E-Mail) galt als zugegangen, als 
sie am 15.12.2025 in den Machtbereich der Gemeinde gelangte. Ein 
tatsächliches Lesen während der Dienstzeiten ist hierfür nicht erforder-
lich. Für die vollumfangliche Korrektur in der online gestellten Abwä-
gungsliste (Stichtag 22.12.2025) und für die Übermittlung des Inhalts 
dieses Schreibens an die Gemeinderäte setze ich der Gemeinde hier-
mit eine Frist zum Montag, den 22.12. 2025, 12 Uhr. Auf die Korrektur 
ist auf der Website der Gemeinde in angemessener Weise bzw. deut-
lich hinzuweisen. 
Sollten im vorliegenden Verfahren ausnahmsweise die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches und des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes zur Fristberechnung nicht gelten, bitte ich um Mitteilung hinsichtlich 
der Ausnahmeregelung, dies unter Beifügung der entsprechenden 
Rechtsgrundlagen.  
An meinem in der Stellungnahme vom 12.12.2025 und damit Frist wah-
rend eingereichten und begründeten Antrag auf Ergänzung der Stel-
lungnahme vom 12.12.2025 halte ich fest. Ich verweise insofern auf 
den Schriftverkehr.  
 
 
II. Beschlussfassung zur Abwägung in der Gemeinderatssitzung am 
22.12.2025  
Anlässlich dieses Schreibens weise ich auf die Bedenken gegen einen 
Ratsbeschluss am 22.12.2025 hin. Entsprechend der im Mitteilungs-
blatt Nr. 51 vom 19.12.2025 veröffentlichten Tagesordnung (TOP 6.2) 
soll in der Sitzung des Gemeinderates am Montag, 22.12.2025 der fol-
gende Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan „Beund /Zünd-
mantel“ mit örtlichen Bauvorschriften ergehen: „Nach Abwägung der 
öffentlichen und privaten Belange untereinander und gegeneinander 
schließt sich der Gemeinderat dem in der beiliegenden Aufstellung dar-
gestellten Abwägungsvorschlag der Verwaltung an.“ Dies soll gesche-
hen, obwohl es erhebliche, durch die Abwägung nicht ausgeräumte 
Bedenken gibt? 
 
• Der Entwurf enthält keine verbindlichen Festsetzungen zum Hoch-
wasserschutz, sondern lediglich Empfehlungen. Vor einer Beschluss-
fassung wäre zu prüfen, welche verbindliche Festsetzungen aus 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abwägung siehe oben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abwägung siehe oben.  
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rechtlichen Gründen erforderlich sind.  
 
Was das geplante Regenrückhaltebecken betrifft, so enthält die Abwä-
gung in diesem Verfahren nichts weiter als unverbindliche Erklärungen. 
Begründet wird das Fehlen von verbindlichen Festsetzungen damit, 
dass das Regenrückhaltebecken nicht Bestandteil dieses Bebauungs-
planverfahrens sei, sondern in einem „separaten Verfahren“ durchge-
führt worden sei. („Das Regenrückhaltebecken ist nicht Bestandteil des 
Bebauungsplans. Für das Regenrückhaltebecken wurde ein separates 
Verfahren durchgeführt.“ S. 12) Das Vorgehen kann aus verschiede-
nen Gründen nicht nachvollzogen werden. Handelt es sich bei dem so-
genannten „separaten Verfahren“ um ein nicht-öffentliches Verfahren, 
oder ist der Gemeinderat nicht in dieses „separate Verfahren“ invol-
viert? (Fragen: Aufgrund welcher Rechtsgrundlage wurde das geplante 
Rückhaltebecken, abweichend vom Vorgehen in vergleichbaren Ver-
fahren, aus dem Bebauungsplanverfahren herausgenommen? Um 
welches nicht bekannt gemachte „separate Verfahren“ handelt es sich, 
und welche Festsetzungen erfolgten in diesem? Warum erfahren die 
Bürger nichts über ein bereits abgeschlossenes Verfahren?) Es ist 
nicht nachvollziehbar, warum Festsetzungen aus einem anderen Ver-
fahren keinen Niederschlag im Bebauungsplan finden, oder sind (zum 
Beispiel) die eingezeichnete Landstraße oder andere Straßen Be-
standteil dieser Bauleitplanungen? Die Äußerungen in der Abwägung 
(„geplant“, „soll gebaut werden“ usw.) stehen im übrigen in völligem 
Widerspruch zu einem, entsprechend den Angaben, abgeschlossenen 
„separaten Verfahren“ (Für das Regenrückhaltebecken wurde ein se-
parates Verfahren durchgeführt.“ S. 12) - Das Verfahren erscheint völ-
lig intransparent. 
 
• Hinsichtlich des am Ortsrand geplanten und damit nicht städtebaulich  
integrierten Netto-Markts sind die Bedenken des Regierungspräsidi-
ums Stuttgart in Bezug auf mögliche Rechtsverstöße gegen das Integ-
rationsverbot derart gravierend, dass sogar dazu geraten wird, vom ge-
planten Standort „Zündmantel“ abzusehen und den Markt in die östlich 
gelegene Wohnbebauung zu integrieren.  
Es wird in der Abwägung auf den Abschluss eines raumordnerischen 
Vertrags zwischen der Gemeinde Großrinderfeld und dem 

 
 
Abwägung siehe oben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der nebenstehende Punkt bezieht sich auf ei-
nen veralteten Verfahrensstand. Aufgrund der 
Reduzierung der geplanten Wohnbauflächen 
kann das Baugebiet `Zündmantel´ wie geplant 
umgesetzt werden. Das Integrationsgebot ist 
damit gegeben. Siehe hierzu auch Stellung-
nahme 18 des Regionalverbands Heilbronn-
Franken: „weshalb wir das Integrationsgebot 
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Regionalverband Heilbronn-Franken hingewiesen, genauere Angaben 
fehlen jedoch auch hier.  
 
 
 
 
 
Die Ausarbeitung der Innenentwicklungsstrategie soll sogar erst am 
Anfang stehen. Sollte ein Bebauungsplan nicht nach Abschluss der 
verbindlichen Innenentwicklungsstrategie festgesetzt werden? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
• In seiner Stellungnahme vom 16.12.2025 weist das Regierungspräsi-
dium Stuttgart darauf hin, dass die Gemeinde Großrinderfeld trotz der 
deutlichen Bedenken des Regierungspräsidiums gegen Planungen 
(Bebauungspläne „Zwei Hecken“ und „Hohenberg“) im Januar 2025 die 
Bebauungspläne als Satzung beschloss und bekannt machte. - Ist 
Ähnliches für das Baugebiet „Zündmantel/Beunth“ geplant?  
 

als eingehalten beurteilen“ und Stellungnahme 
19 des Regierungspräsidiums Stuttgart: „Die 
mit der Ausweisung der Wohnbauflächen ver-
bundene Ansiedlung eines großflächigen Le-
bensmittelmarktes begegnet insgesamt kei-
nen Bedenken.“.   
 
Die Gemeinde Großrinderfeld bemüht sich seit 
Jahren um die Innenentwicklung. Die Innen-
entwicklungsstrategie stellt die Zusammenfas-
sung dieser Bemühungen dar und beschreibt 
kommende Aktionen und Maßnahmen, die un-
abhängig des vorliegenden Bauleitplanverfah-
rens umgesetzt werden sollen. Die Innenent-
wicklungsstrategie wurde im Dezember 2025 
beim Regionalverband Heilbronn-Franken ein-
gereicht und von diesem als „nachvollziehbar 
und in sich schlüssig“ bewertet.  
 
Das Regierungspräsidium Stuttgart erhebt 
nach jüngsten Anpassungen der Unterlagen 
(Entwurf II – Stand: 15.10.2025) keine Beden-
ken mehr gegen die Planung.   

22. Private Stellungnahme 1 – Schreiben Nr. 2, 05.01.2026 

Vorbemerkung: 
Die Stellungnahme erfolgt zum erneut geänderten Entwurf der 18. Än-
derung des Flächennutzungsplans der Vereinbarten Verwaltungsge-
meinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach, 
soweit dieser das Gebiet „Beunth/Zündmantel“ auf dem Gemeindege-
biet Großrinderfeld betrifft. Zwar wurde die erneute Auslegung nach § 
4a Abs. 3 BauGB formal auf die geänderten bzw. ergänzten Inhalte des 
Entwurfs beschränkt. Diese verfahrensrechtliche Beschränkung 

 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme der Privatperson vom 
05.01.2026 wird zur Kenntnis genommen.  
 
Das Grundstück Flst. Nr. 18149, Gemarkung 
Großrinderfeld wird nicht in die 18. Änderung 
des Flächennutzungsplans einbezogen. 
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entbindet die Planungsträger jedoch nicht von der Pflicht, sämtliche ab-
wägungserheblichen öffentlichen und privaten Belange in die Abwä-
gung nach § 1 Abs. 7 BauGB einzustellen. Nach § 2 Abs. 3 BauGB 
sind die für die Abwägung bedeutsamen Belange vollständig zu ermit-
teln und sachgerecht zu bewerten. Diese Pflicht besteht auch dann, 
wenn Belange erst im Rahmen der erneuten Auslegung oder im Zu-
sammenhang mit den vorgenommenen Änderungen bekannt werden 
oder erneut vertieft vorgetragen werden. § 4a Abs. 3 BauGB begrenzt 
lediglich den Umfang der formellen Beteiligung, nicht jedoch die mate-
rielle Abwägungspflicht. Das Bundesverwaltungsgericht hat hierzu 
klargestellt, dass auch bei einer auf Änderungen beschränkten erneu-
ten Auslegung neu bekannt werdende oder bislang nicht berücksich-
tigte abwägungserhebliche Belange nicht unberücksichtigt bleiben dür-
fen (BVerwG, Urt. v. 10.12.2009 - 4 CN 1.08). Andernfalls liegt ein Ab-
wägungsausfall bzw. ein Abwägungsdefizit vor. Die vorliegend geltend 
gemachten Belange im Zusammenhang mit dem Gebiet „Beunth/Zünd-
mantel“ sind abwägungserheblich. Sie betreffen die grundsätzliche pla-
nerische Eignung der Fläche sowie die Auswirkungen der vorgesehe-
nen Darstellung und sind daher zwingend in die Abwägung einzustel-
len. Eine Nichtberücksichtigung oder pauschale Zurückweisung unter 
Hinweis auf den beschränkten Auslegungsumfang wäre rechtlich un-
zulässig. Sollte die Planung diese Belange nicht oder nicht mit dem 
ihnen zukommenden Gewicht berücksichtigen, wäre dies geeignet, die 
18. Änderung des Flächennutzungsplans mit einem beachtlichen ma-
teriellen Abwägungsfehler im Sinne des § 214 Abs. 3 BauGB zu belas-
ten. Es wird daher erwartet, dass die vorgebrachten Belange vollstän-
dig ermittelt, bewertet und nachvollziehbar in die Abwägungsentschei-
dung eingestellt werden. 
 
Die Stellungnahme richtet sich gegen die Nichtberücksichtigung des 
Flurstücks Nr.18149 im erneut geänderten Entwurf der 18. Änderung 
des Flächennutzungsplans der Vereinbarten Verwaltungsgemein-
schaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach bzw. 
deren fortdauernde Einstufung als landwirtschaftliche Fläche. Nach 
den inzwischen der Öffentlichkeit bekannten Unterlagen ist auf diesem  
Flurstück im Rahmen eines separaten wasserrechtlichen Verfahrens 
die Errichtung eines Regenrückhaltebeckens vorgesehen. Dieses 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die konkrete Erschließungsplanung, insbe-
sondere die technische Ausgestaltung der Ab-
wasserentsorgung, ist nicht Gegenstand des 
Flächennutzungsplans. Der Flächennutzungs-
plan ist als vorbereitender Bauleitplan gemäß 
§ 5 BauGB auf die Darstellung der beabsich-
tigten Bodennutzung in ihren Grundzügen be-
schränkt. Auf dieser Planungsebene ist der 
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Regenrückhaltebecken stellt nach den planerischen Vorgaben eine 
zwingende Voraussetzung für die Realisierung des vorgesehenen Be-
bauungsplans im Gebiet „Beunth/Zündmantel“ dar. Vor diesem Hinter-
grund ist die Nichtberücksichtigung bzw. fortgesetzte Darstellung des  
Flurstücks Nr. 18149 als landwirtschaftliche Fläche mit den Anforde-
rungen an die Bauleitplanungen nicht vereinbar. Der Flächennutzungs-
plan hat gemäß § 5 BauGB die beabsichtigte Bodennutzung aller Flä-
chen in ihren wesentlichen Grundzügen darzustellen. Hierzu zählen 
Flächen, die für technische Infrastrukturmaßnahmen notwendig sind 
und welche funktional untrennbar mit der beabsichtigten baulichen Ent-
wicklung verbunden sind. Die planerische Nichtberücksichtigung der 
Fläche des vorgesehenen Regenrückhaltebeckens führt zu einem Aus-
einanderfallen von tatsächlicher Planungsabsicht und Flächennut-
zungsplan. Dieses verletzt das aus dem Baugesetzbuch abgeleitete 
Gebot der Planungswahrheit und Planungsklarheit. Ein Flächennut-
zungsplan darf wesentliche Voraussetzungen der Planung nicht aus-
blenden. Darüber hinaus ist der derzeitige Flächennutzungsplan auch 
mit dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB nicht vereinbar. Der 
Bebauungsplan kann nur dann aus dem Flächennutzungsplan entwi-
ckelt werden, wenn alle für seine Realisierung notwendigen Flächen - 
hierzu zählt das geplante Regenrückhaltebecken - im Flächennut-
zungsplan enthalten sind. Der Umstand, dass das Regenrückhaltebe-
cken in einem separaten wasserrechtlichen Verfahren geplant wird, 
rechtfertigt keine Nichtberücksichtigung im Flächennutzungsplan. 
Maßgeblich ist nicht die verfahrensrechtliche Einordnung, sondern die 
städtebauliche Funktion der Maßnahme als zwingende Voraussetzung 
für die bauliche Entwicklung. Die Ausklammerung des Flurstücks Nr. 
18149 aus der Planung stellt die Entwicklungsfähigkeit des Bebau-
ungsplans in Frage. 
  
 
 
 
 
 
 
 

Nachweis der grundsätzlichen Erschließbar-
keit ausreichend; die detaillierte Ausgestaltung 
der Erschließung erfolgt im Rahmen der ver-
bindlichen Bauleitplanung sowie der nachfol-
genden Fachplanungen. 
 
Das Regenrückhaltebecken mit einer Flächen-
größe von ca. 0,1 ha dient ausschließlich der 
Niederschlagswasserbewirtschaftung des an-
grenzenden Baugebiets `Beund / Zündmantel´ 
und stellt eine diesem funktional untergeord-
nete Nebenanlage dar. Aufgrund der geringen 
Flächenausdehnung, der unmittelbaren räum-
lichen Zuordnung zum Baugebiet sowie der 
landschaftsangepassten Ausführung in Erd-
bauweise kommt dem Regenrückhaltebecken 
keine eigenständige städtebauliche Bedeu-
tung zu. Eine Darstellung im Flächennut-
zungsplan ist daher nicht erforderlich.  
 
Sowohl die Wasserversorgung als auch die 
Ableitung des anfallenden Wassers im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans `Beund / 
Zündmantel´ wurden durch entsprechend qua-
lifizierte Fachplanungsbüros konzipiert. Die 
Abwasserplanung ist zudem dem zuständigen 
Landratsamt zur Prüfung und Genehmigung 
vorzulegen. Die erforderliche Genehmigung 
wurde erteilt. Bedenken gegen das Regen-
rückhaltebecken wurden nicht vorgebracht.  
Das Flurstück des geplanten Regenrückhalte-
beckens befindet sich im Eigentum der Ge-
meinde. Dadurch ist eine Umsetzbarkeit des 
Vorhabens gewährleistet.   
 
Da die für das Regenüberlaufbecken benötigte 
Fläche lediglich 0,1 ha umfasst und auch von 
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In der Sitzung des Gemeinderats Großrinderfeld vom 22.12.2025 
stellte ich im Rahmen des TOP 1 zwei zulässige Fragen zu dem auf 
Flurstück Nr. 18149 der Gemeinde Großrinderfeld geplanten Regen-
rückhaltebecken (Beteiligung der Öffentlichkeit). Beide Fragen wurden 
von Bürgermeister Johannes Leibold erneut nicht beantwortet.  
Mit Schreiben vom 23.12.2025 wandte ich mich daraufhin an das Land-
ratsamt Main-Tauber-Kreis (Untere Wasserbehörde) und beantragte 
als direkt betroffener Anwohner Akteneinsicht nach § 29 LvwVfG BW 
in das wasserrechtliche Verfahren. Bisher wurde von der Behörde nicht 
mitgeteilt, wann und in welcher Weise Akteneinsicht erfolgen kann. Die 
Akteneinsicht ist bisher nicht erfolgt. Auf der Grundlage allgemein zu-
gänglicher Informationen erhebe ich zur Fristwahrung Einwendungen 
gegen den geänderten Entwurf des Flächennutzungsplans der Verein-
barten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Werbach-
Großrinderfeld, soweit dieser den Bereich Großrinderfeld — Beund / 
Zündmantel betrifft. 
 
I. Einwände gegen den geänderten Entwurf des Flächennutzungsplans 
1. Gegenstand der Einwendung 
Der geänderte Entwurf des Flächennutzungsplans geht erkennbar da-
von aus, dass die im Zusammenhang mit der geplanten baulichen Ent-
wicklung im Bereich „Beund/ Zündmantel“ erforderliche Niederschlags-
wasserbewirtschaftung - insbesondere der Regenrückhalt - gewähr-
leistet ist. Gleichzeitig ist im geänderten Entwurf des Flächennutzungs-
plans keine Fläche für ein Regenruckhaltebecken dargestellt, obwohl  
dieses nach den zugrunde liegenden Planungsunterlagen und Begrün-
dungen als wesentlicher Bestandteil der Entwässerungskonzeption in 
Betracht gezogen wird. Das Flurstück Nr. 18149 (Gemarkung Großrin-
derfeld) wird weiterhin als landwirtschaftliche Fläche ausgewiesen und 
ist nicht Bestandteil der Darstellungs- oder Sicherungskonzeption im 
Flächennutzungsplan. 

seiner untergeordneten Bedeutung her keinen 
Grundzug der beabsichtigten städtebaulichen 
Entwicklung darstellt, wird die Fläche voraus-
sichtlich auch nicht Gegenstand einer anderen 
Flächennutzungsplanänderung sein. 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abwägung siehe oben.  
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2. Abwägungsfehler wegen nicht gesicherter Niederschlagswasserbe-
wirtschaftung (§ 1 Abs. 7 BauGB)  
Der Flächennutzungsplan unterliegt dem Abwägungsgebot des § 1 
Abs. 7 BauGB. Danach sind bei der Planaufstellung alle Öffentlichen 
und privaten Belange gerecht gegeneinander und untereinander abzu-
wägen. Ein Abwägungsfehler liegt insbesondere dann vor, wenn von 
einer bestimmten technischen oder planerischen Lösung ausgegan-
gen wird, diese Lösung jedoch weder dargestellt noch rechtlich gesi-
chert ist. 
Nach den Planungsunterlagen zum Bebauungsplan „Beund / Zünd-
mantel“ wird die Bewältigung der Niederschlagswasserproblematik un-
ter anderem durch ein Regenrückhaltebecken außerhalb des eigentli-
chen Baugebiets in Betracht gezogen. Die für das Regenrückhaltebe-
cken vorgesehene Fläche ist jedoch  
1. nicht im geänderten Flächennutzungsplan dargestellt, 
2. nicht durch eine Sonderfläche, Grünfläche oder Fläche für Ver- und 
Entsorgung abgesichert, 
3. nicht durch eine Zweckbestimmung oder textliche Erläuterung ver-
bindlich verortet. 
 
Damit stützt sich die planerische Abwägung auf eine Maßnahme, de-
ren Realisierung offen und rechtlich ungeklärt ist. Dies stellt einen Ab-
wägungsfehler dar. Nach ständiger Rechtsprechung dürfen Maßnah-
men, die zur Bewältigung zentraler Umwelt- oder Erschließungsfragen 
herangezogen werden, nicht lediglich hypothetisch bleiben, sondern 
müssen planerisch zumindest nachvollziehbar vorbereitet werden. 
 
3. Widerspruch zwischen Planannahmen und tatsächlicher Flächen-
ausweisung 
Das Flurstück Nr. 18149 ist als landwirtschaftliche Fläche dargestellt. 
Gleichzeitig wird in den der Bauleitplanung zugrunde liegenden Unter-
lagen der Eindruck erweckt, dass diese Fläche - zumindest funktional 
- für Zwecke des Regenrückhalts herangezogen werden soll. Dieser 
Widerspruch ist planerisch nicht aufgelöst, weil 
1. eine landwirtschaftliche Fläche keine planungsrechtliche Sicherung 
für die dauerhafte Nutzung als technische Entwässerungsanlage bietet 
und 

 
 
Abwägung siehe oben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Abwasserplanung wurde beim Landrats-
amt eingereicht und genehmigt. Der Umwelt-
bericht stützt sich somit nicht auf hypotheti-
sche Annahmen.  
 
 
 
 
 
Das Flurstück des geplanten Regenrückhalte-
beckens befindet sich im Eigentum der Ge-
meinde. Dadurch ist eine Umsetzbarkeit des 
Vorhabens gewährleistet.   
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2. ohne Darstellung oder Zweckbestimmung im Flächennutzungsplan 
es an einer vorbereitenden planerischen Grundlage für eine derartige 
Nutzung fehlt. 
 
Der Flächennutzungsplan verfehlt damit seine Aufgabe, die Grundzüge 
der Bodennutzung nachvollziehbar darzustellen (§ 5 BauGB). 
 
4. Fehlende planerische Vorbereitung einer für die Entwicklung we-
sentlichen Infrastruktur  
Auch wenn der Flächennutzungsplan keine parzellenscharfe Detailpla-
nung leisten muss, so hat er doch die Aufgabe, wesentliche infrastruk-
turelle Voraussetzungen der geplanten Siedlungsentwicklung aufzu-
zeigen. Hierzu zählt insbesondere die Niederschlagswasserbewirt-
schaftung, wenn 
1. erhebliche zusätzliche Versiegelungen vorgesehen sind und 
2. der Regenrückhalt nicht innerhalb des Baugebiets selbst erfolgen 
soll. 
 
Wird in diesem Zusammenhang auf externe Flächen verwiesen oder 
faktisch zurückgegriffen, müssen diese zumindest grundsätzlich er-
kennbar gemacht werden. Andernfalls bleibt unklar, ob und wie die ge-
plante bauliche Entwicklung tatsächlich umweltverträglich und tech-
nisch beherrschbar ist. Die fortdauernde Darstellung des Flurstücks Nr. 
18149 als landwirtschaftliche Fläche stellt daher einen Abwägungsaus-
fall bzw. ein Abwägungsdefizit dar. Die Notwendigkeit der Inanspruch-
nahme des Flurstücks Nr. 18149 für ein Regenrückhaltebecken ist ab-
wägungserheblich und hätte im Rahmen der 18. Änderung des Flä-
chennutzungsplans ermittelt, bewertet und planerisch umgesetzt wer-
den müssen (§§ 1 Abs. 7, 2 Abs. 3 BauGB). 
 
5. Ergebnis und Antrag 
Es wird daher gefordert, das Flurstück Nr. 18149 im Flächennutzungs-
plan entsprechend seiner vorgesehenen Funktion darzustellen (z. B. 
als Fläche für Ver- und Entsorgung bzw. technische Infrastruktur) oder 
andernfalls schlüssig darzulegen, wie der Bebauungsplan ohne diese 
Fläche funktionsfähig realisiert werden soll. Andernfalls wäre die 18. 
Änderung des Flächennutzungsplans mit einem beachtlichen 

 
 
 
 
Abwägung siehe oben.  
 
 
 
 
Abwägung siehe oben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Für das geplante Regenrückhaltebecken 
wurde eine naturschutzrechtliche Eingriffsre-
gelung erstellt und beim Umweltschutzamt zur 
Genehmigung eingereicht. Zudem wurde die 
Abwasserplanung beim Landratsamt einge-
reicht und genehmigt.  
 
 
 
 
 
 
 
Abwägung siehe oben.  
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materiellen Abwägungsfehler behaftet (§ 214 Abs. 3 BauGB).  
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass der geänderte Entwurf des 
Flächennutzungsplans im Bereich „Beund / Zündmantel“ an einem er-
heblichen Abwägungsmangel leidet, da die für die Planung wesentliche  
Niederschlagswasserbewirtschaftung planerisch nicht nachvollziehbar 
dargestellt und nicht vorbereitet ist. Ich beantrage daher, 
1. den geänderten Entwurf des Flächennutzungsplans in diesem Punkt 
zu überarbeiten, 
2. die Niederschlagswasserbewirtschaftung, insbesondere den Regen-
rückhalt, planerisch nachvollziehbar darzustellen oder 
2. alternativ die zugrunde gelegten Annahmen zur Entwässerung voll-
ständig aus der Abwägung zu entfernen und neu zu bewerten. 
 
II. Einwendung gegen den Umweltbericht gemäß § 2 Abs. 4 BauGB 
1. Unvollständige und fehlerhafte Ermittlung der Umweltauswirkungen 
(§ 2 Abs. 4 BauGB) 
Der Umweltbericht geht erkennbar davon aus, dass die durch die ge-
plante bauliche Entwicklung verursachten zusätzlichen Niederschlags-
wassermengen ordnungsgemäß bewältigt werden können. Dabei wird 
auf eine geregelte Ableitung bzw. Rückhaltung des Niederschlagswas-
sers Bezug genommen. Diese Annahme ist jedoch nicht tragfähig, da 
die hierfür maßgebliche technische Maßnahme - ein Regenrückhalte-
becken außerhalb des eigentlichen Baugebiets - weder planerisch dar-
gestellt noch rechtlich gesichert ist. Der Umweltbericht unterstellt damit 
eine Umweltverträglichkeit der Planung, die tatsächlich nicht nachge-
wiesen ist  
 
2. Unzulässige Berücksichtigung hypothetischer Minderungsmaßnah-
men soweit der Umweltbericht davon ausgeht, dass negative Auswir-
kungen auf 
1. den Wasserhaushalt, 
2. den Hochwasserschutz, 
3. angrenzende Flächen oder Gewässer 
durch Rückhalt oder gedrosselte Ableitung von Niederschlagswasser 
gemindert werden, handelt es sich um bloß hypothetische Annahmen, 
Nach ständiger Rechtsprechung dürfen Minderungs-, Vermeidungs- 

 
 
Zur Kenntnis genommen.  
Abwägung siehe oben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abwägung siehe oben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Abwasserplanung wurde beim Landrats-
amt eingereicht und genehmigt. Der Umwelt-
bericht stützt sich somit nicht auf hypotheti-
sche Annahmen.  
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oder Kompensationsmaßnahmen im Umweltbericht nur dann einge-
stellt werden, wenn ihre Umsetzung 
1. räumlich konkretisiert und  
2. rechtlich gesichert ist.  
 
Dies ist hier nicht der Fall, weil 
1. das in Betracht gezogene Flurstück Nr. 18149 weiterhin als landwirt-
schaftliche Fläche außerhalb der Bauleitplanungen ausgewiesen ist, 
2. eine Darstellung im Flächennutzungsplan fehlt, 
3. eine Festsetzung im Bebauungsplan nicht besteht und 
4. eine wasserrechtliche Genehmigung oder sonstige rechtliche Siche-
rung derzeit nicht ersichtlich ist. 
 
Der Umweltbericht verstößt damit gegen die Anforderungen an eine 
realitätsgerechte Umweltprüfung. 
 
3. Fehlerhafte Bewertung der Schutzgüter „Wasser“ und „Boden“ 
Durch die geplante Versiegelung im Bereich „Beund / Zündmantel“ sind 
erhebliche zusätzliche Belastungen der Schutzgüter Wasser und Bo-
den zu erwarten. Der Umweltbericht verharmlost diese Auswirkungen, 
indem er implizit von einem funktionierenden Regenrückhalt ausgeht, 
ohne diesen planerisch abzusichern. Damit werden 
1. mögliche Überlastungen der Vorfluter, 
2. erhöhte Abflussmengen, 
3. potenzielle Beeinträchtigungen angrenzender landwirtschaftlicher 
Flächen  
nicht hinreichend untersucht. Eine sachgerechte Bewertung der Um-
weltauswirkungen ist unter diesen Umständen nicht möglich. 
 
4. Verstoß gegen das Abwägungsgebot durch fehlerhaften Umweltbe-
richt 
Ein fehlerhafter Umweltbericht wirkt unmittelbar auf die planerische Ab-
wägung durch. Werden Umweltauswirkungen unzutreffend oder un-
vollständig ermittelt, kann auch die nachfolgende Abwägungsentschei-
dung nicht fehlerfrei sein. Da der Umweltbericht hier von nicht gesi-
cherten Voraussetzungen ausgeht, liegt ein durchgreifender Abwä-
gungsmangel vor (§ 1 Abs. 7 BauGB). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abwägung siehe oben.  
 
 
Abwägung siehe oben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abwägung siehe oben.  
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5. Ergebnis und Antrag 
Der Umweltbericht zum geänderten Entwurf des Flächennutzungs-
plans ist im Bereich „Beund / Zündmantel“ fehlerhaft und unvollständig, 
da er sich auf nicht gesicherte Annahmen zur Niederschlagswasserbe-
wirtschaftung stützt. Ich beantrage daher, 
1. den Umweltbericht entsprechend zu überarbeiten, 
2. die Umweltauswirkungen ohne Berücksichtigung hypothetischer 
Rückhaltemaßnahmen neu zu bewerten oder 
3. die erforderlichen Maßnahmen planerisch nachvollziehbar und 
rechtlich gesichert darzustellen.  
 
III. Stellungnahme vom 30. 09. 2025 
Ich verweise auf den umfangreichen Schriftverkehr und beantrage die 
Einbeziehung der förmlichen Stellungnahme vom 30.09.2025 in die 
neuerliche Abwägung. Die bisher nicht berücksichtigte Stellungnahme 
diente als notwendige Ergänzung meiner Stellungnahme vom 
20.12.2024. Die nachträgliche Einreichung - „bis etwa Ende September 
2025“ - war innerhalb des Auslegungszeitraums beantragt und später 
mit dem Amt für Rechts- und Ordnungswesen der Stadt Tauberbi-
schofsheim (Frau Sabine Oberst, Amtsleiterin Rechts- und Ordnungs-
wesen) verbindlich vereinbart worden. Ein Fristversäumnis liegt nicht 
vor. Ursächlich für die Notwendigkeit der Ergänzung war die Tatsache, 
dass die Stellungnahme vom 20.12.2024 ohne vorherige Akteneinsicht 
erfolgen musste und deshalb nicht abschließend war. Ich verweise in-
sofern auf den umfangreichen Schriftverkehr. (Während des Ausle-
gungszeitraum war die Akteneinsicht, anders als in den öffentlichen 
Bekanntmachungen angegeben, auf der Gemeindeverwaltung Groß-
rinderfeld nicht möglich. Angeblich lagen dem dortigen Bauamt die ent-
sprechenden Unterlagen nicht vor. Am 20. 12. 2024, d. h. dem letzten 
Tag des Auslegungszeitraums, eine halbe Stunde vor Dienstschluss, 
korrigierte der zuständige Amtsleiter seine Falschangaben. Für die 
Vornahme der angekündigten Akteneinsicht kam die Mitteilung zu 
spät.) 
 
Ich bitte um schriftliche Bestätigung des Eingangs dieser Einwendung 
sowie um Mitteilung über das Ergebnis der Abwägung. 

 
Abwägung siehe oben. Zudem haben die Trä-
ger öffentlicher Belange keine Bedenken ge-
genüber der Abwasserbeseitigung noch ge-
genüber dem Umweltbericht vorgebracht.  
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
Der Sachverhalt wurde überprüft. Die Inhalte 
der rund 9 Monate nach Ende des Beteili-
gungszeitraums eingegangenen Stellung-
nahme vom 30.09.2025 sind für die Rechtmä-
ßigkeit des Flächennutzungsplans nicht von 
Bedeutung. Sie betreffen im Wesentlichen die 
Bebauungsplanung (BP `Beund / Zündman-
tel´). Außerdem wurden die wesentlichen In-
halte, insbesondere die Bedenken hinsichtlich 
der Entwässerung, bereits in den fristgerecht 
eingereichten Stellungnahmen vorgebracht 
und sind in der Abwägung berücksichtigt. 
Diesbezüglich liegen auch Stellungnahmen 
der Fachbehörden vor, insbesondere vom 
Landratsamt -Umweltschutzamt- zur Entwäs-
serung und zum Immissionsschutz, und vom 
Regierungspräsidium Stuttgart und Regional-
verband Heilbronn-Franken zur Raumord-
nung. 
 
 
Die Privatperson 1 erhält nach Beschluss über 
die Abwägungstabelle eine Mitteilung.  
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23. Private Stellungnahme 1 – Schreiben Nr. 3, 16.01.2026 

I. 1. Risiken wie „Überflutungsgefahr“ bzw. „Hochwassergefahr“ müs-
sen im Rahmen der Flächennutzungsplanänderung berücksichtigt wer-
den. Sie sind regelmäßig im Umweltbericht und in der Regel als nach-
richtlicher Vermerk im Plan darzustellen, wenn sie für die Planungsflä-
che relevant sind. 
1. 1. In der Begründung des Entwurfs II zur 18. Änderung des Flächen-
nutzungsplans der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbi-
schofsheim - Großrinderfeld - Königheim - Werbach, Stand: 15. Okto-
ber 2025, Seite 28 heißt es bezüglich 
-  des Schutzgutes Wasser: 

„Die Fläche im Gewann 'Zündmantel' liegt in der Überflutungsflä-
che HQExtrem. Das Plangebiet liegt vollständig im Wasserschutz-
gebiet. Das im geplanten Wohngebiet anfallende Niederschlags-
wasser wird dem Boden- und Wasserhaushalt vollständig zuge-
führt und somit auch der natürliche Wasserkreislauf nicht beein-
trächtigt. Als Hinweis wurde in die Planungsrechtlichen Festsetzun-
gen zum Bebauungsplan aufgenommen, dass die schadlose Ver-
sickerung von unbelastetem Niederschlagswasser über die belebte 
Bodenzone anzustreben ist. Das Niederschlagswasser soll gemäß 
dem Bebauungsplan in Retentionszisternen gespeichert werden.“ 

-  des Schutzgutes Fläche: 
„im Sondergebiet herrscht mit einer Grundflächenzahl von 0,8 ein 
hoher Versiegelungsgrad vor. Der Verlust landwirtschaftlicher 
Nutzfläche stellt einen hohen Eingriff in das Schutzgut dar. Durch 
die planungsrechtlichen Festsetzungen wird der Versiegelungs-
grad gemindert.“ 
Entsprechend der Begründung des Entwurfs II ist die Fläche für die  
Planung eines Regenrückhaltebeckens nicht in den Flächennut-
zungsplan aufgenommen.  
Nicht belegt ist die Behauptung, dass der Eingriff an keiner anderen 
Stelle mit geringerem Verlust umgesetzt werden könnte. 
 
 
 
 

Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
Im Zuge der Bereitstellung zusätzlicher Bau-
plätze wurde in den vergangenen Jahren eine 
Vielzahl von alternativen Standorten in Groß-
rinderfeld geprüft. Der Standort im Gewann 
Brücklesäcker wurde zugunsten der hier vor-
liegenden Planung gestrichen. Auch die im 

Die Stellungnahme der Privatperson vom 
16.01.2026 wird zur Kenntnis genommen.   
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1. 2. Was die Darstellung und Kennzeichnungen in der allgemein zu-
gänglichen Planzeichnung des Entwurfs II des Flächennutzungsplans 
(online) betrifft, so sind diese nicht hinreichend deutlich erkennbar. 
Auch in der hier ausnahmsweise vorliegenden physischen Planzeich-
nung sind die „Sonderbaufläche“, die Fläche für das Regenrückhalte-
becken“ und die Risikogebiete „Hochwasser“ nicht bzw. nicht hinrei-
chend dokumentiert. Die online gestellte Planzeichnung ist für eine Be-
urteilung schlichtweg unbrauchbar. 
Gemäß § 1 der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV) 
sind Karten zu verwenden, die in Genauigkeit und Vollständigkeit den 
Zustand des Plangebiets in einem für den Planinhalt ausreichenden 
Grade erkennen lassen. Die Maßstäbe sind so zu wählen, dass der 
Inhalt der Bauleitpläne eindeutig dargestellt oder festgesetzt werden 
kann. Diesen Anforderungen genügt vor allem die allgemein zugängli-
che Planzeichnung nicht.  
 
Meine mit Schreiben vom 14.11.2025 gestellte Anfrage ob die im phy-
sischen Plan blau gestrichelten Markierungen (Plan „Großrinderfeld“) 
Risikogebiete anzeigen sollen, die gemäß § 5 BauGB im Flächennut-
zungsplan zu vermerken sind, wurde bis zur Abfassung dieses Schrei-
bens von der Stadt Tauberbischofsheim nicht beantwortet. 

Norden befindliche Planfläche im FNP im Ge-
wann „Im Lager“ wurde geprüft. Der aktuelle 
Standort wurde nach Abwägung der Rahmen-
bedingungen als am Verträglichsten einge-
stuft. Das Plangebiet ist durch die umliegende 
Bebauung und die Landesstraße bereits anth-
ropogen vorbelastet und besitzt die notwendi-
gen Anschlussmöglichkeiten an die Infrastruk-
tur. Derzeit sind keine sinnvolleren Standortal-
ternativen in der Gemeinde Großrinderfeld im 
Hauptort ersichtlich. Die notwendigen Wohn-
bauflächen können an keiner Stelle mit einer 
geringeren Betroffenheit der Schutzgüter be-
reitgestellt werden.  
 
Der Maßstab eines Flächennutzungsplans 
(FNP) liegt typischerweise zwischen 1:10.000 
und 1:50.000, da er das gesamte Gemeinde-
gebiet in einer Übersicht darstellt, ohne parzel-
lenscharf zu sein, und als Grundlage für nach-
folgende Bebauungspläne dient, die detaillier-
ter sind (z.B. 1:1.000). Der vorliegende Flä-
chennutzungsplan ist sogar im Maßstab 
1:5.000 dargestellt, was einen höheren Detai-
lierungsgrad als üblicherweise darstellt. Zu-
dem liegt der Flächennutzungsplan digital vor 
und kann gezoomt werden.  
 
 
 
 
 
Die blau gestrichelte Linie stellt die Überflu-
tungsfläche des HQ100 dar. (Nach § 65 des 
Wassergesetzes für Baden-Württemberg gel-
ten die Gebiete, in denen ein Hochwasserer-
eignis statistisch einmal in 100 Jahren zu 
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2. Auf der Grundlage der mir zur Verfügung stehenden Quellen nehme 
ich zu den Belangen des Hochwasserschutzes gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 
12 BauGB Stellung und beziehe dabei ausdrücklich die Hochwas-
serszenarien HQextrem sowie Starkregenereignisse ein. 
2. 1. Der Geltungsbereich des Bauleitplans umfasst Überlaufflächen im  
Einflussbereich einer im Daten- und Kartendienst der LUBW als „ein-
gestaut“ ausgewiesenen Brücke. Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist 
festzustellen, dass die Überlaufflächen eine wesentliche Funktion für 
den Hochwasserabfluss, die Rückhaltung von Abflussmengen sowie 
die Begrenzung der Wasserspiegellagen übernehmen. Dies gilt in be-
sonderem Maße bei bestehenden hydraulischen Engpässen wie ein-
gestauten Brücken, wie es hier der Fall ist. (Anlage)  
(1) Die Überlaufflächen tragen aktiv zur Entlastung des Brückenquer-
schnitts bei. Eine Einschränkung oder - wie im vorliegenden Fall ge-
plant - vollständige Überbauung der Überlauflflächen kann zu verstärk-
tem Rückstau sowie zu einer Ausweitung von Überflutungen oberhalb 
der Brücke führen. Vor diesem Hintergrund ist die geplante Überbau-
ung der bisherigen Überlaufflächen kritisch zu bewerten. Belastbare 
hydrologische Nachweise sollten belegen, dass keine zusätzlichen 
oder verlagerten Überflutungsflächen entstehen, der Rückstau an der 
Brücke über den Rödersteingraben nicht verschärft und verloren ge-
hender Retentionsraum vollständig, funktionsgleich und wirksam aus-
geglichen wird. Nach hiesigem Kenntnisstand wurde bisher kein hyd-
rologisches Gutachten in Auftrag gegeben. 
(2) Hqextrem: Für seltene, extreme Hochwasserereignisse (Hqext-
rem), von denen hier ausgegangen wird, ist zu berücksichtigen, dass 
diese regelmäßig mit großflächigen Überströmungen und einer deut-
lich erhöhten Gefährdung von Menschen, Sachwerten und Infrastruk-
tur einhergehen. Überlaufflächen übernehmen in diesen Fällen eine 

erwarten ist, als festgesetzte Überschwem-
mungsgebiete, ohne dass es einer weiteren 
Festsetzung bedarf.) Dies ist auch der Le-
gende des Flächennutzungsplans zu entneh-
men. Die durch die blaue Linie abgegrenzte 
Fläche (HQ100) liegt außerhalb des Geltungs-
bereichs der 18. Änderung.  
 
Die Hinweise zur Funktion der „Überlaufflä-
chen“ im Hinblick auf Retentionswirkung und 
Rückstauvermeidung werden zur Kenntnis ge-
nommen und in der Abwägung berücksichtigt. 
Die Belange des Hochwasserschutzes finden 
in der Planung angemessene Berücksichti-
gung.  
Für das geplante Wohngebiet bzw. Sonderge-
biet Einzelhandel `Beund / Zündmantel´ liegt 
eine Abwasserplanung vor, die vom Landrats-
amt genehmigt wurde. Bedenken wurden nicht 
vorgebracht. Auf Ebene des Bebauungsplans 
`Beund / Zündmantel´ wurde zudem auf die 
Lage im HQextrem hingewiesen.  
 
Das Plangebiet liegt außerhalb festgesetzter 
Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 
WHG. Die gesetzlichen Beschränkungen des 
§ 78 WHG, die für Überschwemmungsgebiete 
(HQ100) gelten, sind daher nicht einschlägig. 
Die HQextrem-Flächen stellen kein Über-
schwemmungsgebiet im Sinne des Wasser-
haushaltsgesetzes dar, sondern ein vorsorgli-
ches Szenario für sehr seltene Extremhoch-
wasserereignisse. HQextrem ist im Rahmen 
der Bauleitplanung als Vorsorgebelang gemäß 
§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB in die planerische Ab-
wägung einzustellen, begründet jedoch kein 
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zentrale Rolle als Notabfluss- und Retentionsräume. Eine bauliche In-
anspruchnahme der Überlaufflächen erhöht das Schadenspotenzial 
erheblich und kann zu unkontrollierten Fließwegen führen. Eine Über-
bauung derartiger Flächen im HQextrem-Fall ist nur äußerst einge-
schränkt vertretbar und stellt regelmäßig ein erhebliches Abwägungs-
risiko dar. 
(3) Großflächige Aufschüttungen und Erhöhung des Geländeniveaus 
des Plangebiets: Grundlegend für eine sachgerechte Beurteilung der 
tatsächlichen Hochwasserrisiken ist insbesondere die, entsprechend 
den vorliegenden Informationen zwingend vorzunehmende, Erhöhung 
des Geländeniveaus des gesamten Plangebiets durch Aufschüttungen 
bis auf das bisherige Niveau der Landstraße L578. Alle allgemein zu-
gänglichen Karten gehen bei der Risikobewertung und der Darstellung 
der Überflutungsflächen von dem bisherigen Geländeniveau und nicht 
von dem geplanten Niveau des Plangebiets (Niveau der Landstraße 
L578) aus. Dieser Unterschied ist entscheidend und bei der Abwägung 
zu berücksichtigen. 
(4) Starkregen: Unabhängig von möglichen Hochwasserszenarien ist 
zu berücksichtigen, dass die Überlaufflächen als natürliche Abfluss-
bahnen und Zwischenspeicher bei Starkregenereignissen wirken. Auf-
grund der zunehmenden Häufigkeit und Intensität von Starkregener-
eignissen muss davon ausgegangen werden, dass diese Überlaufflä-
chen eine wichtige Funktion zur schadlosen Ableitung oberflächlich ab-
fließenden Wassers übernehmen. Eine Bebauung kann zu einer Be-
schleunigung des Abflusses, zur Verlagerung von Fließwegen sowie 
zu einer Erhöhung der Überflutungstiefen in angrenzenden Bereichen 
führen. Diesem Sachverhalt ist bei der Abwägung Rechnung zu tragen. 
Auf die bisher nicht berücksichtigte Tatsache, dass die Drainagen der 
an den Rödersteingraben angrenzenden Anwesen, auch der der neu 
(im Jahr 2025) errichteten Häuser, in den Graben entwässern, wurde 
bereits hingewiesen. 
 
(5) Gesamtbewertung: Zusammenfassend ist festzustellen, dass die 
Überlaufflächen im Plangebiet sowohl für HQextrem-Ereignisse als 
auch für Starkregenabflüsse eine wesentliche Schutzfunktion erfüllen. 
Vor dem Hintergrund der eingestauten Brücke als hydraulischem Eng-
pass sind die Spielräume für eine abwägungsfeste Überbauung 

gesetzliches Bauverbot und entfaltet keine ab-
wägungsdominante Wirkung. 
 
Die konkrete Erschließungsplanung, insbe-
sondere die technische Ausgestaltung der Ab-
wasserentsorgung, ist nicht Gegenstand des 
Flächennutzungsplans. Der Flächennutzungs-
plan ist als vorbereitender Bauleitplan gemäß 
§ 5 BauGB auf die Darstellung der beabsich-
tigten Bodennutzung in ihren Grundzügen be-
schränkt. Auf dieser Planungsebene ist der 
Nachweis der grundsätzlichen Erschließbar-
keit ausreichend; die detaillierte Ausgestaltung 
der Erschließung erfolgt im Rahmen der ver-
bindlichen Bauleitplanung sowie der nachfol-
genden Fachplanungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Abwägung oben.  
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erheblich eingeschränkt.  
 
Für das weitere Flächennutzungsplanverfahren wird daher empfohlen: 
•  die Belange des Hochwasserschutzes HQextrem und Starkregen 

vertieft zu untersuchen, 
•  die Ergebnisse entsprechender hydraulischer und hydrologischer 

Fachgutachten transparent in die Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 
BauGB einzustellen, und 

•  zu prüfen, ob eine bauliche Entwicklung ohne vorherige Verbesse-
rung der Abflussverhältnisse an der Brücke über den Röderstein-
graben fachlich und rechtlich vertretbar ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
II. 1. Bezüglich Ihrer Nachfrage zu meinem Schreiben vom 21.12.2025 
verweise ich auf den Inhalt meines Schreibens vom 14.11.2025. In 
dem Schreiben teilte ich mit, dass in Ihrer online gestellten Abwä-
gungsliste eine „Stellungnahme vom 19.12.2024“ aufgeführt ist, die 
Teil eines an den Hauptamtsleiter „Bauleitplanung (Bebauungsplan)“ 
der Gemeinde Großrinderfeld (Hr. Fabian Richter) adressierten Schrei-
bens vom 19.12.2024 war. In dem Schreiben vom 19.12.2024 bezog 
ich mich keineswegs auf ein Telefonat mit einem Sachbearbeiter der 
Stadt Tauberbischofsheim, sondern auf das am 18.12.2024 mit dem 
Bauamtsleiter der Gemeinde Großrinderfeld geführten Telefonat. Ich 
wies auch ausdrücklich darauf hin, dass mit dem in der Abwägungsliste 
aufgeführten Text der Eindruck erweckt wird, es gebe neben der förm-
lichen Stellungnahme vom 20.12.2024 eine weitere (zweite) „Stellung-
nahme“ vom 19.12.2024, die der Stadt Tauberbischofsheim innerhalb 
der Frist zu Stellungnahme zugegangen war. Tatsächlich hat mich kein  

 
 
Das Plangebiet liegt außerhalb festgesetzter 
Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 
WHG; die Restriktionen des § 78 WHG finden 
keine Anwendung. HQextrem stellt ein Vorsor-
geszenario dar, das gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 12 
BauGB in die Abwägung einzustellen ist, je-
doch kein gesetzliches Bauverbot begründet 
und keine abwägungsdominante Wirkung ent-
faltet. 
Vertiefende hydraulische oder hydrologische 
Fachgutachten sowie die Prüfung konkreter 
Maßnahmen zur Verbesserung der Abfluss-
verhältnisse an der Brücke betreffen die tech-
nische Ausgestaltung der Erschließung und 
sind nicht Gegenstand des Flächennutzungs-
plans. Als vorbereitender Bauleitplan (§ 5 
BauGB) ist auf dieser Ebene der Nachweis der 
grundsätzlichen Eignung und Erschließbarkeit 
ausreichend. 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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Mitarbeiter der Stadt Tauberbischofsheim über das Verfahren aufge-
klärt, und ich hatte keinerlei Kontakt zur Stadtverwaltung Tauberbi-
schofsheim. Obwohl ich in o. a. Schreiben vom 14.11.2025 ausdrück-
lich erklärt hatte, dass der Sachverhalt zu Irritationen fuhren könne, 
weshalb eine Korrektur erforderlich erscheine, nahm die Stadt Tauber-
bischofsheim das Schreiben nicht von der online gestellten Abwä-
gungsliste. Insofern wirft Ihre nunmehrige Nachfrage Fragen auf. 
 
Ihrem Schreiben vom 09.01.2026 entnehme ich, dass Sie meine Stel-
lungnahme vom 21.12.2025 erhalten und zur Kenntnis genommen ha-
ben. Ich gehe deshalb davon aus, dass Sie, entsprechend der von 
Ihnen in der Vergangenheit geübten Praxis, alle das Flächennutzungs-
planverfahren berührenden und Ihnen innerhalb der Auslegungsfrist 
bekannt gewordenen Belange bei Ihrer Abwägung inhaltlich berück-
sichtigen. Bezüglich der formalen Fragen verweise ich auf den Schrift-
verkehr. 
 
2. Anlässlich dieses Schreibens weise ich nochmals daraufhin, dass 
ich auch jetzt die blau gestrichelten Markierungen im Plan „Großrinder-
feld“ inhaltlich nicht einordnen kann. Meine schriftliche Nachfrage, ob 
damit Risikogebiete angezeigt werden, die gemäß § 5 BauGB im Flä-
chennutzungsplan zu vermerken sind, ist weiterhin unbeantwortet. 
Auch nach Abgleich mit amtlichen Plänen betreffend Wasserschutzge-
biete und Hochwasserrisiko-Gebiete ist mir eine Einordnung nicht mög-
lich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die blau gestrichelte Linie stellt die Überflu-
tungsfläche des HQ100 dar. (Nach § 65 des 
Wassergesetzes für Baden-Württemberg gel-
ten die Gebiete, in denen ein Hochwasserer-
eignis statistisch einmal in 100 Jahren zu er-
warten ist, als festgesetzte Überschwem-
mungsgebiete, ohne dass es einer weiteren 
Festsetzung bedarf.) Dies ist auch der Le-
gende des Flächennutzungsplans zu entneh-
men. Die durch die blaue Linie abgegrenzte 
Fläche (HQ100) liegt außerhalb des Geltungs-
bereichs der 18. Änderung. 

 




